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Versuch und Irrtum – Merkmale der Sicherheitspolitik
Bei der Präsentation des Rechenschaftsberichts über sein erstes Regierungsjahr, sagte Präsident Oscar Berger ge-

genüber der Presse: "Ich gebe zu, wir haben Fehler gemacht (...), aber wir haben unser Bestes getan." In Bezug auf die
Sicherheitsfrage, welche die letzten 12 Monaten geprägt hat, gestand er, dass sie die Hauptschwäche seiner Administra-
tion ist, zeigte sich aber optimistisch, sei doch die Anzahl der Anzeigen im Vergleich zum Vorjahr zurückgegangen. Ob das
an der Verbesserung des Sicherheitsapparates liegt oder ob die im Verlauf des letzten Jahres oftmals willkürlich erschiene-
nen Massnahmen dazu führten, dass die Bevölkerung kein Vertrauen mehr in diesen hat und sich gar nicht erst die Mühe
macht, ein Verbrechen anzuzeigen, darüber kann man streiten. Das folgende Editorial aus der Tageszeitung Siglo XXI vom
30. Dezember 2004, sowie die ergänzenden Kurzmeldungen zum Thema Sicherheit bestärken eher die zweite Position.

Monatlich wurden im vergangenen Jahr im Durchschnitt
366 Personen ermordet. Als ob jemand in einem Labor Ver-
suchsanordnungen für chemische Reaktionen aufbaut, setz-
ten die Verantwortlichen des Innenministeriums verschiede-
ne Massnahmen in Gang, um die bereits bekannten Indizien
der Kriminalität und Delinquenz zu bremsen, die sich als
Hauptmakel des ersten Regierungsjahres von Präsident Ós-
car Berger herausgestellt haben.

Ein Teil der Experimente fusst auf die unfruchtbaren Er-
nennungen von Verantwortlichen für das Thema Sicherheit.
Die erste fand mit der Designierung des Anwalts Arturo Soto
als Innenminister statt. Sein fachlicher und politischer Wer-
degang reichten nicht aus, die Verbrechenswelle anzuhalten,
die sich in den folgenden sechs Monaten entfesselte. Die
Krise erreichte Anfang Juli ihren Höhepunkt, als 28 Morde
innerhalb von 48 Stunden gemeldet wurden. Mitte desselben
Monats wurde die Ermordung von Jaime Cáceres Knox be-
kannt, dem Vorstandspräsidenten des Nationalen Elektrizi-
tätsinstituts (INDE). Anscheinend tauchte keinE Verantwort-
licheR des Innenministeriums am Ort des Geschehens auf.

Aus Anstand oder persönlichen Gründen trat Soto drei
Tage nach dem Verbrechen an Cáceres Knox zurück und wur-
de dadurch zum zweiten Funktionär hohen Ranges, der dem
Sicherheitsressort den Rücken kehrte. Monate vorher hatte
dies Otto Pérez Molina, General a.D., getan, der zum Präsidia-
len Kommissar für Sicherheit und Verteidigung ernannt wor-
den war. Statt die zu erwartenden Früchte zu tragen, hinter-
liess die Arbeit des Militärs einen schlechten Geschmack im
Gaumen des Präsidenten, liess er doch halberledigte Aufga-
ben liegen und zog sich zurück, als er hörte, dass der Man-
datsträger eine Annäherung zum Führer der Republikani-
schen Front Guatemalas (FRG), Efraín Ríos Montt, gesucht
hatte.

Die folgende Phase des Experiments schloss mit einer
"Komplettchirurgie" des Innenministeriums, die Carlos Viel-
mann, Ex-Kommissar für Transparenz, als neuen Minister und
Erwin Sperisen als Direktor der Nationalen Zivilpolizei (PNC)
hervorbrachte.

Die Taktik, Aktionsmassnahmen gegen die Gewalt anzu-
kündigen, ist nicht Exklusivpraxis der Administration Bergers.
Nichtsdestotrotz, womit diese Regierung prahlen kann, ist
das Geschick, diese Art von Übungen in Sachen Sicherheit

tatsächlich einzuführen. Auch wenn manche Namen er-
findungsreich klingen, schwächen die Ergebnisse die Hoff-
nungen von fast 12 Mio. GuatemaltekInnen auf ein Klima
von Sicherheit. In weniger als einem Jahr wurde Folgen-
des in die Wege geleitet:

Militärgeheimdienst. Angesichts der eindeutigen
Unfähigkeit der zivilen Kräfte, das organisierte Verbre-
chen zu bekämpfen, kündigt Regierungschef Berger wäh-
rend des Graduationsaktes von 448 AgentInnen der Zivil-
polizei (PNC) an, dass man auf den Militärgeheimdienst
(bekannt als „G-2“) für die Untersuchung der organisier-
ten Banden zurückgegriffen habe. "Wir haben niemanden
sonst, der die Arbeit eines Geheimdienstes gegen diese
Kreise übernimmt; das Militär wird sich dem annehmen",
versicherte Berger.

Kreuzzug gegen die Gewalt. Dies ist der erste ope-
rative Plan des Innenministers Carlos Vielmann, präsen-
tiert just vier Tage nach Amtsübernahme, als Palliativ-
massnahme gegen die Welle der Gewalt. Doch der Index
der Verbrechensrate, über die Siglo XXI täglich berichtet,
macht einmal mehr deutlich, dass auch diese chemische
Versuchsformel nicht zur gewünschten Reaktion führt.

Ein Bericht, der die Leichen im Leichenschauhaus
des Gerichts der Hauptstadt und aus der Stadt Amatitlán
berücksichtigt, deckt auf, dass die gewalttätigen Tode im
Departement Guatemala in beschleunigter Weise zugenom-
men haben. In den letzten drei Juliwochen wurden 84 Tote
gemeldet, im August waren es 153. Die Morde stiegen im
September auf 155, im Oktober auf 179 während im No-
vember schliesslich 191 registriert wurden. Wie viele ge-
walttätige Verbrechen Ende Dezember im Departement Gua-
temala berichtet werden, steht zum Zeitpunkt noch nicht
fest.

Die offiziellen Zahlen bestätigen, dass die Morde die
Liste der Verbrechen anführen. Während des Jahres 2003
wurden vom Ministerium 3´842 Fälle verlautbart. Noch
vor Ende 2004 war diese Zahl längst überholt, allein bis
November wurden 4´025 gezählt, das macht durchschnitt-
lich 366 ermordete Personen pro Monat.

Plan Sichere Reise. Wie nie zuvor, verwandelten
sich die Überfälle auf innerstädtische wie Überlandbusse
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in blutige Anschläge. Auch wenn 2003
von 153 Gewalttaten berichtet wurde,
registrierten die offiziellen Angaben bis
November 2004 bereits 149, wobei die
Angriffe das Leben von mindestens ei-
nem Dutzend Personen forderten.

Gemeinsame Patrouillen. Als
Massnahme zur Eindämmung der  Ge-
walt, die gegen den Tourismus-Sektor
entbrannt ist, setzte das Innenministe-
rium eine verbesserte Formel der kom-
binierten Kräfte an. Die Übergriffe auf
AusländerInnen und TouristInnen hat-
ten zur Folge, dass die USA, Holland,
England und Österreich ihre BürgerIn-
nen vor einer Reise nach Guatemala
warnten.

Auch El Salvador und Honduras
schlossen sich den europäischen Län-
dern an und erhoben Anklage, dass ihre
EinwohnerInnen auf den Strassen gen

Guatemala ständig attackiert würden.
Eine weitere Palliativmassnahme war die
Schaffung einer Kommission auf hoher
Ebene, die sich persönlich dafür einsetz-
te, die Wogen zu den Nachbarländern
zu glätten.

Ferngläser und Patrouillen zu
Pferd. Das jüngste Experiment zur Be-
kämpfung der Delinquenz wurde vor
wenigen Sonntagen während der Über-
gabe neuer Fahrzeuge an die Zivilpoli-
zei angekündigt. Diesmal wies der Poli-
zeidirektor  darauf hin, dass als Teil des
Weihnachtssicherheitsplans der neue
Ansatz zum Aufhalten der Überfallwel-
le die Platzierung von PolizistInnen an
strategischen Punkten wie Gebäuden
beinhalte, von wo aus mit Ferngläser
Ballungsplätze überwacht werden sol-
len. Zusätzlich zu den 65 Streifenwagen
und 1´490 Motorrädern soll eine be-

stimmte Anzahl berittener Polizei hinzu-
gefügt werden, die ebenfalls für den
Kampf gegen das Verbrechen vorgese-
hen sind.

Die Millionenfrage liegt nahe: Wie
viele Pläne sind noch nötig, um die Ex-
periment-Reihe nach dem Motto Try
and Error zu beenden und endlich die
Formel zu finden, der Unsicherheit in die-
sem Land ein Ende zu setzen?

Elf Monate nach Amtsantritt gab
Vizepräsident Eduardo Stein offiziell
während eines Mittagessens mit Redak-
teurInnen von Siglo XXI zu, was der
Öffentlichkeit längst bekannt ist: die Er-
folge der aktuellen Regierung in Sachen
Sicherheit sind schwach.

Damit scheint offensichtlich, dass
die 366 monatlich ermordeten Guatemal-
tekInnen der Versuch des Irrtums wa-
ren.

Drei AgentInnen der Polizei ermitteln in 257 Morden an Frauen
Guatemala, 08. Jan. Die Zahl des

verantwortlichen Personals bei der Zi-
vilen Nationalpolizei (PNC) zur Aufklä-
rung der Morde an Frauen, wurde von
22 auf 5 gekürzt, wobei eine Person der-
zeit im Urlaub, eine andere bei einer
Weiterbildung weilt. Die verbleibenden
drei AgentInnen sind nun zuständig für
257 Akten. Im vergangenen Jahr, als die-
se PNC-Sektion  noch über alle Mitglie-
der verfügte, wurden 77 Verdächtige
festgenommen und 142 Fälle gelöst.

Erwin Sperisen, Chef der PNC, er-
klärte die Reduktion des Personals mit
einem generell sehr grossen Mangel an

ErmittlerInnen, zudem sei das Verhält-
nis der Morde an Männern im Vergleich
zu dem an Frauen drei zu eins, die Zu-
weisung der AgentInnen entsprechend
zu bewerkstelligen.

Die Statistiken der PNC weisen für
das Jahr 2004 insgesamt 531 Morde an
Frauen auf, das Netzwerk gegen Gewalt
gegen Frauen berichtet von 527 und
macht darauf aufmerksam, dass dies 144
mehr waren als im Jahr zuvor.

Im September 2004 besuchte die
Sonderbeauftragte für die Rechte der
Frau der Organisation der Amerikani-
schen Staaten (OEA) Susana Villarán

das Land und versuchte sich ein Bild
der Situation in Bezug auf die Gewaltta-
ten gegen die Frauen im Land zu ma-
chen. Zudem traf sie sich mit Präsident
Óscar Berger, Innenminister Carlos Viel-
mann und PNC-Direktor Sperisen. Nach
Gesprächen mit FunktionärInnen der
Staatsanwaltschaft und der Polizei emp-
fahl Villarán ein verstärktes und ernst-
hafteres Engagement, mit dem die Mor-
de an Frauen anzugehen sei. Zu jenem
Zeitpunkt verfügte die verantwortliche
Sektion in der Hauptstadt noch nebst
den 22 AgentInnen über ein Fahrzeug,
drei Telefone und einen Computer.

Nachwuchsprobleme bei der Polizei
Guatemala, 6. Jan. Im vergangenen

Jahr wurden 542 PolizistInnen aus dem
Dienst entlassen, angeschuldigt der
Korruption und der Beteiligung an Ver-
brechen wie Entführungen, Überfällen,
Drogenhandel, Mord und Vergewalti-
gung. Die "Säuberung" in den Reihen
der Sicherheitskräfte soll laut Polizeidi-
rektor Sperisen auch im Jahr 2005 wei-
tergeführt werden.

Die entlassenen PolizistInnen sol-
len durch junge, frisch ausgebildete
Kräfte ersetzt werden. Am 14. Februar
beginnt an der Polizeiakademie ein Lehr-
gang, der elf Monate dauert (6 Monate
Theorie und 5 Monate Praxis) und an
dem 1'200 zukünftige Sicherheitskräfte
ausgebildet werden.

Im Moment laufen die Aufnahme-
verfahren für den Kurs, doch gibt es
noch keine konkreten Angaben darüber,
wie viele der 3'500 interessierten Bewer-
berInnen den Aufnahmebedingungen
wirklich entsprechen. Gemäss der Aus-

wahlkommission würden die meisten der
AspirantInnen zurückgewiesen, weil sie
entweder über das Höchstalter von 25
Jahren überschritten, weil sie nicht über
die entsprechende Schulbildung verfü-
gen, weil sie Tätowierungen am Körper
trügen oder weil sie gefälschte Doku-
mente vorwiesen. Wer diese Hürde
schafft, wird einer medizinisch-psycho-
logischen Untersuchung unterzogen,
einem Intelligenztest, einer Schriftana-
lyse sowie einem Doping-Test. Weitere
Bedingung für die Aufnahme in den Po-
lizeikurs ist, dass die BewerberInnen
nicht vorbestraft sind. Männer müssen
mindestens 1.58 m gross sein, für Frau-
en gilt eine Mindestgrösse von 1.53 m,
dafür dürfen sie bei Ausbildungsbeginn
weder schwanger sein noch dies im Ver-
lauf des Kurses werden.

Erfolgreiche KursabsolventInnen
verdienen als frischgebackeneR Polizi-
stIn ein Monatsgehalt von 2'500 Quet-
zales (ca. 315 US-$.).
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Neuer Plan ersetzt kombinierte Patrouillen
Guatemala, 28. Dez. Die kombinier-

ten Patrouillen zu Fuss von Militärs und
PolizistInnen zur Wahrung der öffentli-
chen Sicherheit in der Hauptstadt werden
ersetzt durch den Einsatz von Autostrei-
fen, informierte die Nationale Zivilpoli-
zei (PNC). Diese Massnahme wird ab dem
15. Januar direkt im Anschluss an den dann
abgeschlossenen "Kreuzzugplan gegen
die Gewalt" eingeführt.

Erwin Sperisen, Direktor der Institu-
tion, wies darauf hin, dass der genannte
Plan durchaus Erfolg gezeitigt habe, sei
doch erreicht worden, die Gewalt in den

Gebieten wie im Stadtteil El Mezquital in
der Zone 12 und in einigen Vierteln der
Zone 18 zu reduzieren.

Mit der Veränderung wird das PNC-
Personal, das zur Durchführung des
Kreuzzuges extra aus der Provinz in die
Hauptstadt versetzt worden war, wieder
zurückgeschickt.

"Der Plan war improvisiert und ober-
flächlich und wartete als Unterstützung
in einem Moment grosser Unsicherheit
auf. Nun müsste endlich über grundlegen-
de Initiativen nachgedacht werden, die an
den Wurzeln der Gewalt ansetzen", so

Adela Torrebiarte von der Gruppe Mad-
res Angustiadas.

Der Kreuzzugplan war im Juli 2004 in
Angriff genommen worden und bestand
darin, die Polizei in der Hauptstadt durch
AgentInnen und Fahrzeuge aus den
Dienststellen der Departements zu stär-
ken. Zwischen 30 und 50% dieser Polizei-
stationen wurden davon in Anspruch
genommen. Von Vornherein war der Plan
von AnalystInnen in Sachen Sicherheit
kritisiert worden, blieben dadurch doch
weite Bereiche auf dem Land polizeilich
ungeschützt.

Guatemala, 28. Dez. Der vermeintli-
che Anstieg von Überfällen durch Ju-
gendbanden auf der Strasse Richtung El
Salvador bewege möglicherweise die Gua-
temaltekInnen dazu, als Revanche auf
ähnliches Vorgehen der SalvadorianerIn-
nen, ihre MitbürgerInnen vor einer Reise
ins Nachbarland zu warnen.

Soweit der Kommentar von Innen-
minister Carlos Vielmann zu den Plakat-
wänden, die von einer salvadorianischen
Gruppe, zu der Geschäftsleute und Opfer
von Überfällen gehören, an einigen Stel-
len des Grenzübergangs zwischen Guate-
mala und El Salvador aufgestellt worden
sind. Auf diesen Schildern stehen Bot-
schaften wie "Lass die Diebe ohne Ar-
beit, fahre nicht mit dem Auto nach Gua-
teMALA" (mala = schlecht).

Trotz der Ansicht, die Plakate seien
unverschämt, äusserten manche sozialen
Sektoren in Guatemala durchaus Verständ-
nis für die Aktion der SalvadorianerInnen.
Diese Gruppe, genannt Opfer von Guate-
mala, hatte die Schilder Mitte Dezember
aufgestellt. "Auch wenn sie es nicht so
meinen, bezeichnen sie uns alle durch die
Bank als Kriminelle". So oder ähnlich wer-
den die Warntafeln in Guatemala bewer-
tet. Gemäss der Opfer Guatemalas sind
in den letzten 20 Jahren rund 200 Überfäl-

Nachbarschaftsverhältnisse: El Salvador und Honduras
le auf einzelne und in Gruppen reisende
TouristInnen aus El Salvador verübt wor-
den. Erheblich höher wird die Anzahl der
Überfälle auf Gütertransporte geschätzt.

Zu einem diplomatischen Problem
wurde die Angelegenheit, als Ende des
Jahres der salvadorianische Vizeminister
für öffentliche Bauten, Carlos José Guer-
rero, in Guatemala Opfer eines Raubüber-
falls wurde. Die Reaktionen  waren die Ent-
sendung einer Spezialeinheit  der Inter-
polabteilung von El Salvador nach Gua-
temala, um den Überfall auf den Vizemini-
ster zu untersuchen sowie ein Kommen-
tar des Innenministers, René Figueroa, die
Parolen hätten offenbar ihre Berechti-
gung. Um zu beweisen, wie sicher die Str-
asse zwischen den beiden Ländern ist,
reiste Präsident Berger persönlich die
Strecke ab - begleitet von einem Sicher-
heitstross und siehe da, es geschah ihm
nichts!

In den selben Tagen verkündeten die
Verantwortlichen in Honduras, digitale
Fotos von vermutlichen Jugendbanden-
mitgliedern erstellt zu haben, die als Schil-
der im ganzen Land aufgestellt und an di-
verse Polizeidienststellen in El Salvador
und Guatemala geschickt werden. Erwin
Sperisen, Chef der Nationalen Zivilpoli-
zei (PNC) gab bekannt, dass die Zahl der

AgentInnen und Streifen an den Grenzen
zu Honduras erhöht worden seien. Dies
gründe sich auf die Befürchtung, dass die
mutmasslichen jugendlichen Delinquen-
ten, die am 23. Dezember in einem Stadt-
teil von San Pedro Sula, Honduras, 30 Per-
sonen getötet und 35 weitere verletzt ha-
ben, in die Nachbarländer ausreisen. Die
Regierung von Honduras habe die ge-
nannten Sicherheitsvorkehrungen  erbe-
ten, so der PNC-Funktionär.

Honduras Präsident Ricardo Madu-
ro bietet US-$ 50´000 für Informationen
zur Identifizierung der TäterInnen. Wilmer
Torres, Sprecher der honduranischen Po-
lizei, berichtet, dass erste Ermittlungen
ergeben hätten, dass es sich bei den At-
tentäterInnen auf den Bus um Mitglieder
der berühmt-berüchtigten Jugendbande
Salvatrucha handle. Dennoch sei nicht
ausgeschlossen, dass die Guerilla-Grup-
pierung Volksbewegung der Befreiung
(MPL), die in der Dekade der 80er aktiv
war, wieder aufgetaucht und in den Fall
involviert sei.

Gemäss dem honduranischen Sicher-
heitsminister, Oscar Alvarez, wird das US-
amerikanische FBI eine Equipe nach Zen-
tralamerika schicken, welche die dortigen
Regierungen bei der Bekämpfung der Ma-
ras beraten will.

Guatemala, 4. Jan. Der guatemalte-
kische Kampf gegen den Drogenhandel
sei verloren und den USA blieben weder
Hoffnung auf Besserung noch eigenes
ausreichendes Interesse, die Ausradie-
rung dieses Phänomens erfolgreich zu
unterstützen, versicherte ein Bericht des
Rates für Angelegenheiten der Hemi-
sphäre (COHA) mit Sitz in Washington.
Das Dokument dieses Politikzentrums
stützt sich auf Aussagen von US-ameri-
kanischen FunktionärInnen und Untersu-
chungen über den Drogenverkehr in Gua-
temala. Darin wird die Korruption und
Passivität in Guatemala kritisiert, jedoch

auch auf entsprechend fehlendes Enga-
gement von Seiten der USA verwiesen.

"Guatemala ist zu einem Knoten-
punkt des Drogenhandels zwischen Süd-
und Nordamerika geworden, da es in die-
sem Land den geringsten Widerstand
gibt", so ein Zitat der US-amerikanischen
Abteilung gegen den Drogenverkehr
(DEA), die Guatemala vor wenigen Jah-
ren zeitweilig auf die Schwarze Liste der
erfolglos drogenbekämpfenden Länder
gesetzt hatte. Eine andere Person der DEA
beschrieb den Drogenkampf in Guatema-
la und Nicaragua als "Fussballspiel, in
dem völlige Laien gegen die Stars der welt-

besten Mannschaft antreten."
"In Washington überwiegt der Pes-

simismus in Bezug auf Kolumbien und
Guatemala, wo es schwieriger ist, die Kor-
ruption zu beseitigen als die Köpfe von
Drogenkartellen", so Larry Birns, Direk-
tor der COHA. "Washington weiss um
die Dimension des Drogenproblems in
Guatemala, will aber nichts machen, weil
es andere Prioritäten wie das Freihandels-
abkommen verfolgt," so Birns. Ryan Roy-
lands, Sprecher der US-Botschaft in Gua-
temala versicherte, dass seine Regierung
durchaus den Drogenhandel bekämpfe,
jedoch mehr Ressourcen benötige.

Drogenbekämpfung - Kritik aus den USA
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Guatemala, 14. Jan. Der Dienstag,
11. Januar, war der 41. Protesttag gegen
den Transport eines 50 Tonnen schwe-
ren Zylinders mit einem Durchmesser
von sieben Metern, den das kanadische
Minenunternehmen Glamis Gold nach
San Miguel Ixtahuacán, San Marcos,
bringen wollte.

Rund 8'000 BewohnerInnen des
Departements Sololá blockierten in ei-
ner ersten Aktion Anfang Dezember den
Durchgang des Trailers, auf dem das
Riesending transportiert wurde und
zwangen ihn, unter Schutz von Privat-
polizei stehen zu bleiben. Der Grund,
weshalb der Transporter auf der Höhe
der Strassenkreuzung Los Encuentros
überhaupt anhalten musste war, dass es
dort eine Fussgängerbrücke gibt, unter
der das Fahrzeug mit seiner Ladung
nicht durchkam. Während nun das Be-
willigungsverfahren für eine temporäre
Demontage der Brücke lief und unter der
Bevölkerung Unklarheit darüber herrsch-
te, wofür die Maschine überhaupt ins
westliche Hochland transportiert wer-
den sollte, organisierten Umweltschüt-
zerInnen und GegnerInnen des Minen-
abbaus den Protest.

Am 6. Januar verhinderten etwa
1'000 Personen zum zweiten Mal die
Durchfahrt des Trailers. Offenbar
herrschte immer noch Unklarheit dar-
über, wohin die Steine mahlende Maschi-
ne transportiert werden soll, und die Be-
wohnerInnen des Departements Sololá
befürchteten, dass es für die Minenpro-
jekte in ihrer Region bestimmt sei. Ge-
mäss dem Bürgermeister von Sololá,
Esteban Toj Tzay, liess man auch ihn im
Unwissen über den Bestimmungsort der
Maschine, als man über die Bewilligung
um die Entfernung der Fussgängerbrük-
ke verhandelte. Der von der Regierung
einberufene Dialog zur Suche einer fried-
lichen Lösung verlief ergebnislos. Im Ge-
genteil, der Departementsgouverneur,
Julio Urrea Ruíz, alarmierte die Sicher-
heitskräfte, die mit einem Aufgebot von
über 200 Mann auffuhr, unter ihnen auch
Militärangehörige.

 An der Verhandlung nahmen u.a.
die indigene Bürgermeisterin Dominga
Vásquez, Mitglieder des Gemeinderates
Oxlajuj Aq’abal’ und Bürgermeister Toj
Tzay teil, von dem die Bevölkerung ver-
langte, er solle sich gegen die Machen-
schaften der Minenbetreiber ausspre-
chen und auf keinen Fall den Abbruch
der Brücke bewilligen. Die Protestieren-
den stellten ein Ultimatum, bis zu dem
sich der Trailer zurückziehen solle, an-
sonsten würden sie ihn in den Abgrund
stürzen.

Seit dem frühen Morgen des 11.

Januar versuchten in Los Encuentros
rund 1'000 PolizistInnen einer Spezialein-
heit die Tausenden von besetzenden
BäuerInnen zu entfernen, um den Weg
frei zu machen, damit der Transport
durchkomme. Dazu benutzten sie Trä-
nengas in grossen Mengen, Kampfmon-
tur und Waffen, was zum Tod eines Be-
setzers und zahlreichen Verletzten so-
wohl unter den Protestierenden wie auch
auf Polizeiseite führte. Gemäss Medien-
berichten verweigerten die Sicherheits-
kräfte dem Rettungspersonal den Durch-
lass, um die Verletzten zu bergen, wäh-
rend ein paar Kilometer weiter vorne, an
der als La Cuchilla bekannten Abzwei-
gung zum Atitlán-See elf Polizisten als
Geiseln festgehalten wurden. Die Zu-
sammenstösse zwischen den schwerbe-
waffneten Sicherheitskräften und den
mit Steinen und Molotov-Coctails ant-
wortenden BäuerInnen zogen sich über
den ganzen Tag hin. Der getötete Raúl
Castro Bocel war offenbar ein Arbeiter
in einem Reifenservice an der Strasse,
an der der Protest stattfand. Zusammen
mit seinem Sohn trieb ihn die Neugierde
zu den Ereignissen. Auf dem Weg zu-
rück in die Werkstatt wurde er von hin-
ten erschossen.

Dies ist das zweite Mal innerhalb
weniger Monate, dass die Regierung ei-
nem Protest der Bevölkerung gewaltsam
begegnet, währenddessen gleichzeitig
Verhandlungen über eine gewaltfreie Lö-
sung im Gange sind. Die "Durchsetzung
des Rechtsstaates" ist die Begründung
ihres Verhaltens, wobei offenbar Tote
und Verletzte in Kauf genommen wer-
den. Während es sich im Fall der bruta-
len Räumung der Finca Nueva Linda
Ende August 2004 um einen so genann-
ten innerguatemaltekischen Konflikt
handelte – was überhaupt nichts ent-
schuldigt – geht es in diesem Fall um die
umstrittene Lizenz zum Goldabbau an ein
kanadisches Unternehmen, Glamis
Gold, welches sein Projekt in Guatemala
mit finanzieller Unterstützung der kana-
dischen Regierung und der Weltbank
durchführt.

Die Bevölkerung von Sololá erklär-
te sich weiterhin in Kampfesstimmung,
um "die Mutter Erde und eine Gesunde
Umwelt für ihre Kinder zu verteidigen".
Sie berufen sich auf das ILO-Abkommen
169, das ihnen eine Mitspracherecht bei
Entscheidungen, die Einfluss auf ihre Le-
bensgrundlage haben, garantiert, sowie
auf das Abkommen über die Rechte der
indigenen Bevölkerung, in dem z.B. der
Schutz der von den Indígenas als heilig
erklärten Wälder und Berge gewährlei-
stet ist.

Die Bevölkerung von Sololá sowie

alle, die sich gegen den umweltzerstö-
renden Raubbau von Gold und anderen
Rohstoffen einsetzen, erhielten  Solida-
ritätsbekundungen von sozialen, Indí-
gena- und BäuerInnenorganisationen
aus dem In- und Ausland, sowie von
Kongressabgeordneten wie Alba Estela
Maldonado von der Nationalen Revo-
lutionären Einheit Guatemalas (URNG)
oder Roxana Baldetti von der Patrioti-
schen Partei, welche das Vorgehen der
Sicherheitskräfte scharf kritisierten.

Innenminister Carlos Vielmann liess
am Tag nach den Zusammenstössen
Haftbefehle gegen sechzehn mutmassli-
che AnführerInnen des Protestes aus-
stellen. Unter anderem auch gegen die
indigene Bürgermeisterin Dominga Vás-
quez, die bereits seit Anfang Dezember
auf ihrem Mobiltelefon Morddrohungen
wegen ihres Engagements gegen die
Minen erhielt. Angeschuldigt werden die
sechzehn der Sabotage, Terrorismus, Be-
schädigung von Privateigentum, etc.

Überhaupt nehmen die Regie-
rungsverantwortlichen schnell und ger-
ne Begriffe wie Aufruhr und Terrorismus
zur Hand, um ihr Verhalten zu legitimie-
ren. Der Innenminister machte in einem
Interview mit der Tageszeitung La Hora
gar einen direkten Zusammenhang zwi-
schen den Protesten auf der Finca Nue-
va Linda, der Besetzung des Staudamms
in Chixoy und den Ereignissen von Los
Encuentros aus. Auffallend bei dem In-
terview ist, dass er immer wieder die rhe-
torische Frage stellte, ob man denn in
die Zeit von vor dreissig Jahren zurück-
wolle – wahrscheinlich, um das repres-
sive Verhalten der Polizei und des Mili-
tärs gegenüber den für ihre BürgerIn-
nen- und Menschenrechte kämpfenden
BäuerInnen zu rechtfertigen.

Nach dem Einschreiten der Sicher-
heitskräfte konnte der Lastwagen mit
dem Zylinder seinen Weg Richtung San
Miguel Ixtahuacán aufnehmen und kam
am 13. Januar an seinem Bestimmungs-
ort in der Mine von Gladis Gold an.

Noch während in Los Encuentros
am Mittwoch der ermordete Raúl Castro
Bocel beigesetzt wurde, stellte Präsident
Oscar Berger der diplomatischen Öffent-
lichkeit den neuesten Schwerpunkt sei-
nes Programms "Vamos Guatemala", mit
dem sinnigen Titel "Guatemala Verde"
(Grünes Guatemala) vor. Sein Kommen-
tar dazu: "Es ist das erste Mal, dass die
guatemaltekische Staatspolitik mit einem
umweltschützenden Bewusstsein betrie-
ben wird." Teilprojekte dieses Pro-
gramms sind Investitionen in den Öko-
und Ethnotourismus, in die Wiederauf-
forstung und in den Schutz der guate-
maltekischen Biodiversität.

Todesopfer bei Protest gegen Minen
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Guatemala, 14. Jan. Im Jahr 2004
starben weltweit 120 JournalistInnen bei
der Ausübung ihres Berufes, 67 allein
im Irak und mindestens drei Viertel von
allen wurden ermordet. In Guatemala gin-
gen gemäss Angaben des Menschen-
rechtsprokurats (PDH) im vergangenen
Jahr 60 Anzeigen wegen Morddrohun-
gen gegen oder wegen Angriffen auf
JournalistInnen ein. Der jüngste Fall
betrifft den in Guatemala lebenden ku-
banischen Schriftsteller und in der Ta-
geszeitung elPeriódico schreibenden
Kolumnisten Ariel Ribaux, auf den am
10. Dezember aus nächster Nähe ge-
schossen wurde, wobei er lebensgefähr-
lich verletzt wurde.

Die Einschränkung der Pressefrei-
heit und die Verweigerung des Rechts
auf freie Meinungsäusserung in Guate-
mala ist gemäss Menschenrechtsproku-
rator Sergio Morales immer noch ein
grosses Problem und verleiht der Regie-
rung auf internationaler Ebene ein
schlechtes Image.

Auch MitarbeiterInnen der Nach-
richtenagentur CERIGUA sind immer
wieder Opfer von Drohungen und Über-
griffen. Vor einigen Tagen traf es den lo-

kalen Korrespondenten des Departe-
ments Sololá, Alfonso Guárquez, der bei
der Berichterstattung über die Ereignis-
se in Los Encuentros von Polizeibeam-
ten behindert und bedroht wurde. Vom
Departementsgouverneur wurde er gar
beschuldigt, einer der Drahtzieher des
Protests gewesen zu sein, was mit der
Ausstellung eines Haftbefehls gegen
ihn quittiert wurde.

Neben der täglichen Verbreitung
selbst recherchierter Information ver-
pflichtet sich CERIGUA auch der kriti-
schen Analyse der Berichterstattung der
guatemaltekischen Mainstream-Medien
sowie dem Führen einer Statistik über
die Übergriffe auf Medienschaffende.
CERIGUA leistet einen wichtigen Beitrag
zur Ausbildung von sozialen Kommuni-
katorInnen und zur Demokratisierung
des Wortes, zu einer Medienberichter-
stattung also, in der auch die Betroffe-
nen zu Wort kommen und auch die Mar-
ginalisierten eine Stimme haben.

Am 13. Dezember 2004 wurde die
langjährige Direktorin von CERIGUA,
Ileana Alamilla, zur Präsidentin der gua-
temaltekischen JournalistInnenvereini-
gung APG gewählt und trat am 14. Janu-

Ileana Alamilla ist neue Präsidentin der APG
ar 2005 an. Alamilla ist die dritte Frau in
der Geschichte der APG, welche dieses
Amt bekleidet. In einem Interview in
Radio Punto erklärte sie, ihr Ziel sei es,
die APG institutionell zu stärken, den
bedrohten JournalistInnen Beistand zu
leisten und die Pressefreiheit zu fördern.
Auch wolle sie die APG besser vernet-
zen, international wie national, und vor
allem in Guatemala selber eine bessere
Zusammenarbeit mit den unabhängigen
und organisierten JournalistInnen in den
Departements suchen.

Auch das Thema Berufsethik will
sie in die Agenda der APG aufnehmen.
JournalistIn zu sein sei ein Beruf, eine
Berufung und eine Kunst, und wer in
diesem Sektor tätig sei, verpflichte sich
einem sozialen Engagement und Service.
JournalistInnen müssten verantwor-
tungsbewusst arbeiten und sich auch
der Kritik stellen können, denn auch sie
seien bloss Menschen, die Fehler bege-
hen, erklärte Alamilla.

Seitens der ¡Fijáte!-Redaktion gra-
tulieren wir Ileana Alamilla zu ihrer Er-
nennung als Präsidentin der APG und
hoffen, ihre letztgenannte Anforderung
zu erfüllen .

Guatemala, 11. Jan. Am 26. Dez.
wurde das Büro der Frauenorganisation
Convergencia Política y Ciu-dadana
de Mujeres von Unbekannten überfal-
len. Dies trotz der wegen der Weih-
nachtsferien getroffenen Sicherheitsvor-
kehrungen, die darin bestanden, dass
täglich eine der Mitarbeiterinnen in der
Organisation vorbeischaute. Auch die
NachbarInnen, eine von Privatpolizisten
bewachte Fabrik, merkten nichts von
dem Überfall. Die Mitarbeiterin, welche
dem Büro am 27. Dez. einen Kontrollbe-
such abstattete, fand die Räumlichkei-
ten ausgeräumt. Offenbar wurde das Ein-
gangstor gewaltsam geöffnet, so dass
sogar ein Auto hineinfahren und das
ganze Material der Organisation abtrans-
portieren konnte. Convergencia ist eine
Frauenorganisation, die sich vor allem
durch politische Lobbyarbeit für die
Rechte der Frauen einsetzt.

Am frühen Morgen des 9. Jan. wur-
de das neu bezogene und Stunden zu-
vor eingeweihte Büro der Jugendorga-
nisation HIJOS, Söhne und Töchter von
während des Krieges verschwundenen
Personen, ausgeräumt. Eine Verstärker-
anlage, drei Computer, Adresslisten so-
wie Archive, in denen die HIJOS Materi-
al über die Repressionszeit gesammelt
haben, wurden von den Eindringlingen
mitgenommen. Dies ist bereits der zwei-
te Überfall auf das Büro der Organisati-

die Angriffe auf ihre Organisationen im
Zusammenhang mit den von den PAC
ausgesprochenen Drohungen, sie wür-
den Menschenrechtsorganisationen
„besuchen“, die sich gegen die Entschä-
digungszahlungen an ihre Mitglieder
aussprechen. Ebenfalls wird es als der
Versuch einer Drohung verstanden, man
solle die Forderung nach einer Untersu-
chungskommission für klandestine
Strukturen (CICIACS) einstellen.

In allen drei Fällen fordern die Be-
troffenen eine sofortige Untersuchung
seitens der zuständigen Behörden so-
wie die entsprechenden Schutzmass-
nahmen, damit nicht noch weitere Orga-
nisationen Opfer von ähnlichen Über-
griffen werden.

Angriffe gegen soziale Organisationen
on, der erste fand im Jahr 2000 statt. Raúl
Nájeras, einer der HIJOS, erklärte Perso-
nen der parallelen Strukturen als verant-
wortlich für den Überfall. Regelmässig
wenn Wechsel in den Militärstrukturen
stattfänden, würden die Organisation
und ihre Mitglieder bedroht.

Am 11. Jan. schliesslich erreichte
eine Bombendrohung das Menschen-
rechtszentrum CALDH und hatte die
Evakuierung der MitarbeiterInnen zur
Folge. Auch für diese Organisation sind
Bedrohungen und Einschüchterungen
nichts Neues, nebst direkten Drohun-
gen gegen einzelne MitarbeiterInnen
erhielt CALDH im Sommer 2004 bereits
eine Bombendrohung.

Sowohl HIJOS wie CALDH sehen

Guatemala, 15. Jan. Die Blumen,
welche DemonstrantInnen vor den Tü-
ren des Regierungspalastes niederleg-
ten, galten nicht als Dank oder Anerken-
nung an Präsident Oscar Berger sondern
erinnerten an die Toten bei den gewalt-
samen Polizeiaktionen auf der Finca
Nueva Linda und in Los Encuentros.
Zur Demonstration anlässlich des ersten
Jahrestags der Regierung Berger aufge-
rufen hatten Gewerkschaften und Bäue-
rInnen. Zentrales Thema des Protests
waren die gewalttätigen Ereignisse ge-

Protest nach einem Jahr Berger
gen die GegnerInnen der Minen sowie
die Ablehnung des Freihandelsabkom-
mens mit den USA. Im ersten Jahr seiner
Regierungszeit hätten vor allem die Un-
ternehmer von Bergers Politik profitiert,
wurde kritisiert und eingefordert, dass
endlich die entsprechenden Massnah-
men zur Umsetzung der Friedensabkom-
men eingeleitet würden.

In einer kürzlich durchgeführten
Umfrage gaben 54,8 % der Befragten
Berger "noch eine Chance", habe er doch
seine Regierungszeit erst begonnen.
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Guatemala, 11. Jan. Noch im Dezem-
ber manövrierte das Verfassungsgericht
(CC) die Diskussion um die Entschädi-
gung der ehemaligen Zivilpatrouillsten
(Ex-PAC), in eine weitere Pattsituation.
Unmittelbar nachdem der Kongress Ende
Oktober grünes Licht für die Zahlungen
an die Ex-PAC gab (siehe ¡Fijáte! 322),
reichten die GegnerInnen dieser Mass-
nahme  einen dritten Rekurs ein, dem das
Verfassungsgericht stattgab. Die Ex-PAC
reagierten darauf mit der Bitte an die Men-
schenrechtsorganisationen, diese "kon-
frontativen Aktionen" zu unterlassen, im-
merhin seien davon über eine Million
Menschen betroffen. Gleichzeitig drohten
sie, sie wüssten nicht, ob sie ihre Basis
weiterhin unter Kontrolle halten könnten.

In einer Presseerklärung vom 19. Nov.
argumentierte die am Rekurs beteiligte
Mirna Mack-Stiftung u.a., dass die Mit-
glieder der Ex-PAC keine Staatsangestell-
ten gewesen seien und entsprechend kein
Anrecht hätten auf eine Entschädigung
oder Kompensation seitens des Staates.
Weiter müsse erst einmal definiert werden,
ob die Ex-PAC eine vom Militär unter
Zwang und als Teil der aufstandsbekämp-
fenden Politik eingesetzte, paramilitäri-
sche Kraft waren oder ob sie, wie vom
Militär behauptet wird, sich selbständig
und freiwillig organisierten, um die Armee
bei der Bekämpfung der Guerilla zu unter-
stützen. Im ersten Fall würde es sich ein-
deutig um eine Menschenrechtsverlet-
zung handeln und der Staat, konkret das
Militär, müsste sich den entsprechenden
politischen und juristischen Konsequen-
zen unterziehen. Im zweiten Fall würde die
Freiwilligkeit der PAC den Staat von jegli-
cher Verpflichtung bezüglich einer Ent-
schädigung entbinden.

Die Ex-PAC selber reagierten im er-
sten Moment zurückhaltend auf das Ur-
teil des Verfassungsgerichts. Mario Ló-
pez Tahuite, Ex-PAC-Anführer von der
Südküste erklärte, man stehe weiterhin in
Verhandlung mit der Regierung über die
Auszahlung der Kompensation. Gegen
Ende des Jahres gingen Gerüchte um, die
Ex-PAC planten die Besetzung wichtiger
Strassenkreuzungen, des Verfassungsge-
richts, des Menschenrechtsprokurats
(PDH) und derjenigen Menschenrechts-
organisationen, die am Einspruch betei-
ligt waren.

Am 10. Jan. trafen sich die Ex-PAC
erneut zu einem Treffen mit der für sie zu-
ständigen Regierungskommission. Diese
machte ihnen verschiedene Vorschläge,
wie eine Entschädigung aussehen könn-
te, sollte das Verfassungsgericht die Bar-
auszahlung von rund 5'200 Quetzales pro
Patrouillst definitiv untersagen. Angebo-
ten wurden Projekte im Landwirtschafs-
bereich, Material für den Hausbau, Auf-

forstungsprojekte sowie der Erlös aus den
Mautgebühren der erst noch zu bauen-
den Autobahn Richtung Atlantikküste.
Nach Abschluss des Treffens, bereits aus-
serhalb des Präsidentschaftsgebäudes,
brach der seit Monaten schwelende Kon-
flikt zwischen den verschiedenen Ex-PAC-
Gruppen offen und handgreiflich aus.
López Tahuite und seinen Leuten wurde
vom Nationalen Rat der Zivilpatrouil-
len vorgeworfen, er habe sich durch die
Bereitschaft, über Projekte statt nur über
Bargeld zu verhandeln, an die Regierung
verkauft und die Ex-PAC-Bewegung ver-
raten. Man habe ihnen Geld versprochen
und Geld sei, was sie wollten, sagte Fran-
cisco Oxom vom Nationalen Rat der PAC.

Ein weiterer Streitpunkt ist das An-
gebot von López Tahuite, dass die reor-
ganisierten PAC die Regierung beim
Kampf gegen die Delinquenz unterstüt-
zen könnten. "Die Regierung investiert
Unmengen von Geld in die Sicherheit,
ohne bemerkenswerte Ergebnisse. Wir
versprechen, dass wir mit 500 Quetzales,
die jedem Ex-Patrouillero monatlich be-
zahlt werden, in drei Monaten die Sicher-
heit und Ruhe im Land wieder herstellen",
versicherte Tahuite gegenüber der Tages-
zeitung La Hora. Gemäss Efraín Oliva,
Mitglied der Verhandlungskommission
mit den Ex-PAC, muss über dieses Ange-
bot der Kongress entscheiden.

Noch im Dezember rief das Men-
schenrechtszentrum CALDH diejenigen
PAC auf, die sich als Opfer fühlten, weil
sie zu ihrem Dienst gezwungen worden
seien, oder weil sie Einschüchterung, Fol-
ter oder Drohungen im Rahmen ihres Re-
krutierungsprozesses erlebten, dies öf-
fentlich und vor Gericht anzuzeigen und
auf diesem Weg die ihnen zustehende Ent-
schädigung zu erhalten.

Vielleicht in diesem Zusammenhang
muss man die Diskussion darüber verste-
hen, dass Mitglieder der Zivilpatrouillen
in die Liste der Opfer aufgenommen wer-
den und im Rahmen des Nationalen Ent-

schädigungsprogramms (PNR) eine Wie-
dergutmachung erhalten sollen. Die ent-
sprechenden Überlegungen wurden von
Carlos Aldana, Koordinator der Techni-
schen Einheit des PNR bestätigt. Der Ein-
schluss von Ex-PAC in die Opferlisten sei
ein konfliktives Thema, so Aldana, und
müsse von der von Rosalina Tuyuc prä-
sidierten Wiedergutmachungskommissi-
on erst noch analysiert und entschieden
werden.

Die von Aldana geleitete Technische
Abteilung habe in den zwei Monaten seit
Aufnahme ihrer Arbeit 620 Interviews ge-
führt, wovon 411 Fälle als entschädi-
gungsberechtigt begutachtet wurden.
Unter anderem hätten sie auch Aussagen
von Ex-Patrouillsten aufgenommen, die
sich als Opfer deklarierten. Um in den Ge-
nuss einer Wiedergutmachung zu kom-
men, würden vier Kriterien berücksichtigt:
Die Art der Menschenrechtsverletzung,
der jemand zum Opfer fiel, die Konsequen-
zen, die ein solches Verbrechen für die
Person hatte, die aktuellen Lebensumstän-
de einer Person sowie deren Zukunfts-
aussichten.

Rosalina Tuyuc ihrerseits gab be-
kannt, dass von den insgesamt 30 Mio.
Quetzales, welche das Entschädigungs-
programm im Jahr 2004 zur Verfügung hat-
te, bloss 2 Mio. eingesetzt worden seien.
Die restlichen 28 Mio. Quetzales wurden
dem UNO-Entwicklungsprogramm
(PNUD) übergeben, mit der Auflage, das
Geld im Sinne des Programms, also in Wie-
dergutmachungsprojekte, zu verwenden.
Gemäss Tuyuc sei man mit einer exzessi-
ven Bürokratie konfrontiert gewesen, aus-
serdem habe man mangels einer Liste der
Opfer noch keine Zahlungen oder Pro-
gramme ausführen können. Um das Geld
nicht zu "verlieren" (die Auflage war, dass
die bis Jahresende nicht ausgegebenen
Gelder an die Regierung zurück bezahlt
werden müssen), habe man sich entschie-
den, es an eine internationale, vertrauens-
würdige Institution zu übergeben.

Die PAC – Täter oder Opfer?

Streik bei den Fluglotsen
Guatemala, 14. Jan. Der Saldo ei-

nes 2-tägigen Streiks um höhere Löhne
der Fluglotsen des guatemaltekischen
Flughafens La Aurora ist die Annulie-
rung von über 60 Flügen, die Entlassung
von über 80 Lotsen sowie die Verhaf-
tung von fünf von ihnen. Unterdessen
konnte der Betrieb wieder aufgenommen
werden, kurzfristig und vorübergehend
wurde Personal aus Mexiko, El Salvador
und Costa Rica eingestellt.

Präsident Berger versicherte, dass
der Arbeitskonflikt mit den Fluglotsen
nichts Neues sei. Mit den erfolgten
Massnahmen wolle man ein für alle Mal

das Problem lösen, niemand der Strei-
kenden würde wieder eingestellt und
gegen das entlassene Personal würden
ausserdem juristische Massnahmen er-
griffen. Zusätzlich werde in Kürze eine
peruanische Firma damit beauftragt, den
Flugverkehr zu regeln und guatemalte-
kisches Personal dafür zu schulen.

Unterdessen hat das Personal des
Zentralamerikanischen Radarsystems,
das den Flugverkehr der ganzen Region
regelt, den verhafteten Kollegen in Gua-
temala ihre Solidarität ausgesprochen
und drohen damit, einen 48-stündigen
Streik durchzuführen.


